
diglich ideelle, aber keine praktische Richtlinie war, offenbarte sich in der kurz nach
dem Weltkrieg ergangenen gewerkschaftlichen Forderung, 95 Prozent der industriellen
Arbeitsplätze mit Einheimischen zu besetzen. Ein entsprechender Gesetzesvorschlag
scheiterte an der ökonomisch wohl begründeten Intervention der Arbeitgeber.463 Über¬
haupt vollzog sich der institutioneile Durchbruch der luxemburgischen Gewerkschaf¬
ten in einer Phase, als - besonders im Vergleich zur Vorkriegszeit - relativ wenige aus¬

ländische Arbeiter in Luxemburg beschäftigt waren. Gilbert Trausch stellt fest: „[...] le
syndicalisme de masse se fait sur une base exclusivement luxembourgeoise [et] sans la
participation des italiens!*464

Manche der in den skizzierten Versammlungen geäußerten Zielsetzungen konnten
realisiert werden, andere nicht. Bereits am 14. Dezember 1918 führte die Regierung
Reuter den Achtstundentag ein, einer der wichtigsten Punkte war damit erfüllt. Sozi¬
alisierungen blieben aus, dafür wurden Arbeiterausschüsse für Betriebe mit mehr als

50 Beschäftigten eingesetzt, mithin ein Stück betriebliche Mitbestimmung gewährt,
sollten doch innerbetriebliche Angelegenheiten und Konflikte von nun an im Dialog
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gelöst werden. In der Praxis blieben diese Aus¬

schüsse aber ohne große Einflussmöglichkeiten und ohne kontrollierende Wirkung auf
das Patronat - man hatte lediglich beratende Funktion.465 Diese gesetzlich eingeführten
Ausschüsse hatten aber dennoch, da sie vom Staat sanktioniert waren, eine profundere
Legitimationsgrundlage als die vor dem Krieg in Düddingen einseitig von der Werks¬
leitung implementierten Ausschüsse. Die Ausschüsse wurden nach der Niederschlagung
des Märzstreiks 1921 allerdings wieder suspendiert, später dann wieder eingeführt. Die
geforderten Lohnerhöhungen wurden, teils in Form von Teuerungszulagen, gewährt,
wobei sie angesichts der phasenweise rasanten Inflation und Warenverknappung nicht
selten verpufften.466

Die luxemburgische Industriegewerkschaft setzte spätestens seit 1921 auf ein offensi¬
ves und risikoreiches Ffandeln, das dann im großen Märzstreik zur vollen Anwendung
kam. Hierin setzte man sich klar vom deutschen Vorbild ab. Nachdem in den letzten
Vorkriegsjahren die Organisationsmacht der Unternehmer immer mehr gestiegen war,
waren erfolgreiche Streiks für die Gewerkschaften immer schwerer zu realisieren. Da¬
her setzte man im Deutschen Reich verstärkt auf Kooperation beziehungsweise unter¬
nahm den Versuch, Streiks zunehmend zu reglementieren und zentral zu steuern.467 Die
auf Konflikt ausgerichtete Strategie der luxemburgischen Arbeitnehmervertretungen
im Jahre 1921 zielte in die entgegengesetzte Richtung und widerspricht auch den oben
zitierten programmatischen Grundsatzerklärungen, die - abgesehen von den nebulö¬
sen Sozialisierungsplänen - auf sozialen Reformen gründeten. Erneut ist auf die par-

463 Vgl. dazu u.a. Trausch 1985, S. 40 f.
464 Trausch 1981, S. 466.
465 Vgl. Lentz 199z, S. 198.
466 Vgl. Calmes 1989, S. 486 f.; Koch 1978, S. 313.
467 Vgl. dazu Schönhoven zooz, S. 177-181.
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